
 

HINWEISE 

 

1. Es gilt das Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) geändert durch  

Artikel 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316). 

2.    Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132). 

3.    Es gilt die Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58). 

4. Innerhalb des Plangebietes bestehende Rechtssetzungen aufgrund des Preußischen Fluchtli-
niengesetzes, des Aufbaugesetzes NW des Bundesbaugesetzes oder des Baugesetzbuches 
treten mit der Rechtsverbindlichkeit dieses Bebauungsplanes außer Kraft. 

5. Das Straßenprofil und Bäume innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen sind nur zur Infor-
mation dargestellt. 

 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN  

 
 
1. Gemäß § 1 Abs.6 Nr. 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) sind die im allgemeinen 

Wohngebiet (WA) zulässigen Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht zulässig.  
 
2. Gemäß § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 BauNVO sind die im Mischgebiet (MI) allgemein zuläs-

sigen Garbenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten nicht zulässig.  
 
3. Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO ist im MI* Wohnen nicht zulässig. 
 
4. Gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO werden für die Westseite des WA entlang der öf-

fentlichen Grünfläche folgende Gebäudehöhen zwingend festgesetzt:  
 
- 61,50 m ü. N. N. als Mindestmaß und 
- 63,00 m ü. N. N. als Höchstgrenze.  
 
Für die Westseite des MI entlang der öffentlichen Grünfläche werden folgende Gebäu-
dehöhen zwingend festgesetzt:  
 
- 61,50 m ü. N. N. als Mindestmaß und 
- 61,60 m ü. N. N. als Höchstgrenze.  

 
5. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend 

den in der Planzeichnung dargestellten Lärmpegelbereichen an den Außenbauteilen 
der jeweiligen Raumart nach DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) zu treffen. Die Min-
derung der zu treffenden Schallschutzmaßnahmen ist im Einzelfall zulässig, sofern im 
Baugenehmigungsverfahren anhand einer schalltechnischen Untersuchung niedrigere 
Lärmpegelbereiche an einzelnen Gebäudeteilen oder Geschossebenen nachgewiesen 
werden. Für das Gebäude Raderberger Str. 204 sind zur Vermeidung von Lärmeinwir-
kungen keine Fenster von Räumen mit Schutzanspruch während der Nachtzeit zuläs-
sig, es sei denn, dass zur Mindernutzung der Lärmeinwirkung entsprechende bauliche 
und sonstige technische Vorkehrungen getroffen werden.  

 
6. Gemäß § 21a Abs. 5 BauNVO ist die zulässige Geschossfläche um die Flächen not-

wendiger Garagen, die unter der Geländeoberfläche hergestellt werden, zu erhöhen.  
 

7. Gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 Bau NVO wird für das Gebäude Raderberger Str. 204 
zwingend eine Traufhöhe von 64,50 m ü. NN und eine Firsthöhe von 69,40 m ü. NN  
festgesetzt. 
Für die viergeschossige Bebauung im allgemeinen Wohngebiet (WA) wird folgende  

 Traufhöhe (TH) und Firsthöhe (FH) als Höchstgrenze festgesetzt: 
 TH max. 10,50 m, 
 FH max. 12,20 m. 
 Als unterer Bezugspunkt gilt die mittlere Höhenlage des natürlichen Geländes des 
 Baugrundstücks, gemessen an der Grenze der zugehörigen Erschließungsstraße. 
 
 

KENNZEICHNUNG 

 
Gemäß § 9 Abs. 5 BauGB wird im Bebauungsplan der Bereich der Altablagerung Nr. 205110 
gekennzeichnet. Zur gefahrlosen Nutzung des gekennzeichneten Areals sind Sanierungs- und 
Sicherungsmaßnahmen erforderlich. Die ordnungsgemäße Sanierung sowie die Entsorgung 
des Bodenmaterials ist unter fachgutachterlicher Begleitung und unter Beteiligung der Stadt 
Köln durchzuführen.  
 
 

 


